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Beglaubigte Abschrift
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SOZIALGERICHT BAYREUTH

IM NAMEN DES VOLKES

UR.T'EII-

in dem Rechtsstreit

Proz.-Bev.:
neäfri;a^rattin Regine Deterding, Quetschenweg 104, 95030 Hof

gegen

Jobcenter

Angelegenheiten nach dem SGB lt

Die 17. Kammer des Sozialgerichts Bayreuth hat auf die mündliche Verhandlung in Bay-

reuth

am 1 9. SePtember 2019

durchdieRichterinamsozialgerichtDr.§teineralsVorsitzendesowiedieehrenamtlichen
Richter Schneider und Dumrauf

für Recht erkannt:
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t. Der Anderungsbescheid vom 14.09.20'18 in der Gestalt des Widerspruchsbe-

sJeia"" uo^- ts.tz.zotg wird hinsicntlich der Anderungen für November 2018

urtgenoOen. Hinsichtlich der Anderungen fur Oktober 2018 wird er dahinge-

hend abgeändert, dass nur ein Heizkostenguthaben in Höhe von 22'25 € die

Bedarfe iür Unterkunft und Heizung mindernd angerechnet wird
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ll. Der Anderungsbescheid vom 15.11.2018 in der Gestalt des Widerspruch§be-

scheides vom 19.12.2018 wird dahingehend abgeändert, dass im Dezember

2018 nur ein Betriebskostenguthaben in Höhe von 1,18 € die Bedarfe for Unter-

kunft und Heizung mindernd angerechnet wird.

lll. Der Beklagte trägt von den notwendigen außergerichtlichen Kosten des Klägers

19t20.

lV. Die Berufung wird zugelassen.

V. Die Sprungrevision wird zugelassen.
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Tatbestand

zwischen den Beteitigten ist streitig die Anrechnung von Betriebskosten- und Helzkosten-

guthaben, die größtenteils auf Zeiten zurückgehen, in denen der Kläger nicht im Bezug

von Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem Zweiten Buch sozial-

gesetzbuch (SGB ll) beim Bektagten stand.

Der Beklagte bewilligte dem 1969 geborenen Kläger auf seinen Antrag auf Übernahme

der Beiträge zur freiwitligen Kranken- und Pflegeversicherung vom 16 01 2018' eingegan-

gen am 17.01.2018, mit Abhilfebescheid im widerspruchsverfahren vom 24.04.2016 Leis-

tungen für Dezember 2017 in Höhe von 213,47 € (nur Kosten für unterkunft und Hei-

zung). Er berücksichtigte hierbei die tatsächliche Grundmiete in Höhe von 223,90 €, die

tatsächlichen kalten Betriebskosten in Höhe von 60,00 € und die tatsächlichen Heizkosten

in Höhe von 1o9,oo €, insgesamt 392,90 €; nach Anrechnung des Einkommens des Klä-

gers in Höhe von 588,43 € auf die Regelleistung verblieb ein auf die Kosten f[ir Unterkunft

und Heizung anzurechnender Einkommensbetrag in Höhe von 179,43 €'

Aus der bisher bewohnten Wohnung in zog der

Kläger taut Meldeauskunft am 01 .06.2018 in seine aktuelle Wohnung in

ebenda.

AufdenWeiterbewilligungsantragdesKlägersvomlS.0T.20lSbewilligtederBeklagte

ihm mit Bescheid vom 26.07.2018 Leistungen unter Berücksichtig ung der tatsächlichen

KostenfÜrUnterkunftundHeizunginHöhevoninsgesamt300,00€fürdenZeitraumVom

01.08.2018 bis 3'1.07.201 9.

Am 31.08.2018 rechnete die ehemalige Vermieterin der Wohnung in

überdieHeizkostenfürdenZeitraumvom01.O1.2017bis31,12.2017ab,Hier-

nachstanddemKlägerbeigeleistetenVorauszahlungeninHöhevonl'308'00€(12x

1O9,OO €) ein Guthaben in Höhe von 483,66 € zu, welches ihm laut Kontoauszug am

12.09.2018 zugeflossen ist. Der Beklagte erteilte daraufhin am 14'09 2018 einen Ande-

rungsbescheid,nachdessenVerftlgungssatzfurdieZeitvom0l.l0.20.tSbis3l.0T,20l9

geänderteLeistungenbewilligtwurden.lnha|tlichwurdedasHeizkostenguthabenimok.

tober in Höhe von 3OO,O0 € und im November in HÖhe von 183'66 € auf die Bedarfe fÜr

Unterkunft und Heizung angerechnet. Zur BegrÜndung führte der Beklagte aus' dem Klä-

ger sei im Oktober 2018 ein Guthaben in Höhe von 483'66 € zugeflossen' welches die

Kosten der Unterkunft und Heizung mindere'
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Hiergegen legte der Kläger am 10.10.2018 Widerspruch ein und führte zur BegrÜndung

untei Berufung auf das Urteil des LSG Niedersachsen-Bremen vom 23.09.201 5, L 13 AS

164114 aus, er halte dje Berücksichtigung des Heizkostenguthabens als Einkommen für

rechlswidrig, weil er im Zeitraum vom 01.01.2017 bis 30,11.2017 nicht im Leistungsbezug

gestanden habe. Die Prozessbevollmächtigte des Klägers ergänzte den Widerspruch mit

Schriftsatz vom 17 .10.2018 unter Berufung auf § 22 Abs. 3 SGB ll. Der Gesetzgeber habe

mit der Neufassung der Vorschrift bezweckt, dass Jobcenter letztlich nicht von nicht über'

nommenen Kosten für Unterkunft und Heizung profitieren sollten; dies müsse auch für

cuthaben gelten, die aus Zeiträumen resultierten, in denen der Leistungsberechtigte die

Vorauszahlungen selbsl getragen habe.

Am 05.1 1 .201 8 rechnete die ehemalige Vermieterin über die Be-

triebskosten für den Zeitraum vom 01.01.2017 bis 31.12.2017 ab. Hiernach stand dem

Kläger bei geleisteten Vorauszahlungen in Höhe von 720,00 € (12 x 60,00 €) ein Gutha-

ben in Höhe von 25,56 € zu, weiches dem Kläger laut Kontoauszug am 14.11.2018 zuge-

flossen Ist. Der Beklagte erteilte daraufhin am 15.'l 1.2018 einen Anderungsbescheid nach

§ 48 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz

- SGB X), wonach dem Kläger für Dezember 2018 unter Anrechnung des Betriebskos-

tenguthabens um 25,56 € geringere Leistungen für Unterkunft und Heizung bewilligt wur-

den. ln der Rechtsbehelfsbelehrung wurde der Kläger zu einem möglichen Widerspruch

gegen diesen Bescheid belehrt.

Die Prozessbevollmächtigte des Klägers führte mit Schreiben vom 20.11.2018 aus, der

Anderungsbescheid vom 15.11.2018 sel entgegen der Rechtsbehelfsbelehrung Gegen-

stand des Widerspruchsverfahrens gegen den Bescheid vom 14.09.2018 geworden. ln-

haltlich sprächen dieselben Gründe gegen die Anrechnung des Betriebskosteng uthabens

wie gegen die Anrechnung des Heizkostenguthabens.

Der Beklagte wies den Widerspruch mit Bescheid vom 1 9.'12.2018 als unbegründet zu-

rück. Er korrigierte die Begründung des Anderungsbescheides vom 14.09.2018 dahinge-

hend, dass das Heizkostenguthaben dem Kläger im September 2018 zugeflossen sei; der

Zufluss im Oktober 2018 stelle einen Schreibfehler dar. Der Anderungsbescheid vom

15.11.2018 sei gemäß § 86 Sozialgerichtsgesetz (SGG) Gegenstand des Widerspruchs-

verfahrens geworden. lnhaltlich sei höchstrichterlich bereits entscheiden, dass Betriebs-

und Heizkostenguthaben in voller Höhe aufwendungsmindernd zu berücksichtigen seien,

wenn und soweit sie den anerkannten Kosten der Unterkunft zuzuordnen seien. Dies gel-

te auch dann, wenn das Guthaben aus einer Zeit stamme, in der keine Leistungen nach

dem SGB ll bezogen wurden. Rückzahlungen, die sich auf die Kosten der Haushaltsener-

t.:
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gie bezögen, blieben insoweit außer Betracht; ledoch bezögen sich die Abrechnungen

nicht auf Aufwendungen für Haushaltsenergie.

HiergegenhatderKlägeram04.o1.20l9,eingegangenam07'01.2019'KlagezumSozi.

algericht Bayreuth erhoben und zur Begründung ausgeftlhrt, der Beklagte verkenne, dass

die vormalige Rechtsprechung seit der Anderung des SGB ll zum 01.08.20'16 nicht mehr

aktuell sei. Nach der neuen Rechtslage sollten auch Guthaben aus Kosten für unterkunft

und Heizung nicht berücksichtigt werden, die vom Jobcenter nicht anerkannt worden wa-

ren. zweck der Neuregelung sei, dass der Leistungsträger nicht Guthaben leistungsmin-

dernd für sich vereinnahmen kÖnne, die der Leistungsberechtigte ,,aus eigener Tasche'

gezahlt habe. Für zeiten des Nichtbezuges von Leistungen könne nichts anderes gelten

als für Zeiten eines votlständigen wegfalls der Leistungen aufgrund einer sanktion.

Der KIäger beantragt,

die Anderungsbescheide vom 14.09.2018 und 15.11.2018 in der Gestalt des Wider-

spruchsbescheides vom 19.12.20'18 aufzuheben.

Der Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

zur Begründung hat er sich auf seine Ausf0hrungen im widerspruchsbescheid berufen.

Die für den Kläger am 15.12.2017 angeordnete Betreuung isl mit Beschluss des Amtsge-

richts Wunsiedel vom 13.03.2019 aufgehoben worden.

zur Ergänzung des sachverhalts wird auf die Akte des Beklagten sowie die Gerichtsakte

verwiesen. Diese haben vorgelegen und sind Gegenstand der Entscheid ungsfindung ge-

wesen

EntscheidungsgrÜ nde

Die Klage ist zulässig und weitgehend - im tenorierten Umfang - begründet'

1. Streitgegenstand sind die Anderungsbescheide vom 14'09 '2018 und 15'11'2018 in der

Gestalt,diesiedurchdenWiderspruchsbescheidvomlgl2'2Ol6gefundenhabenund

mil denen der Beklagte abweichend von der ursprünglichen Bewilligung das Heizkosten-

guthaben in Höhe von 482,66 C sowie das Betriebskoslenguthaben in Höhe von 25'56 €

bedarfsmindernd auf die Aufwendungen fÜr Unterkunft und Heizung im Oktober und No-

vember einerseits sowie im Dezember 2018 andererseits angerechnet hat.

' i::'
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Hierbei kann dahinstehen, ob der Anderungsbescheid vom '15.1 1 .2018 gemäß § 86 SGG

Gegenstand des Widerspruchsverfahrens gegen den Anderungsbescheid vom

14.09.2018 geworden ist. Füi die direkte Anwendung des § 86 SGG spricht, dass der An-

derungsbescheid vom 14.09.2018 in seinem Verfügungssatz anordnet, dass die Bewilli-

gung ab 01.10.2018 bis 31.07.2019 geändert wird, dagegen, dass inhaltlich nur eine An-

derung der für Oktober und November 2018 getroffen wurde, während der Bescheid vom

15.11.2018 den Kalendermonat Dezember 201E betrifft und damit streng genommen nicht

die Anderung vom 14.09.2018 abändert im Sinne des § 86 SGG. ln Betracht kommt je-

denfalls entweder eine analoge Anwendung des § 86 SGG aus prozessökonomischen

Gründen (so für ausdrückliche oder konkludente Bewillig ungsbescheide Folgezeiträume

betreffend etwa BSG, Urt. vom 17.06.2008, B I AY 11/07 R, juris, Rdnr. 10) oder die Aus-

legung bzw. Umdeutung des Schreibens der Prozessbevollmächtigten vom 20,11.2018 in

einen Widerspruch gegen den neuen Anderungsbescheid. Jedenfalls hat der Beklagte im

Widerspruchsbescheid vom 19.12.2018 über Widersprüche gegen beide Anderungsbe-

scheide entschieden, so dass auch beide Gegenstand des vorliegenden Klageverfahrens

geworden sind.

2. Statthaft isl die zutreffend erhobene isolierte Anfechtungsklage nach § 54 Abs. 1 SGG

gegen beide Bescheide, da der Kläger die Beseitigung der Anrechnung des Guthabens

und das Aufleben der ungekÜzten Leistungsbewilligung vom 26.07.20'18 begehrt. Die

Klage wurde form- und fristgerecht Sem.§§ 87, 90 SGG erhoben, wobei der Kläger hin-

sichtlich der Beauftragung seiner Prozessbevollmächtigten noch von seiner gerichtlich

bestellten Betreuerin vertreten wurde,

3. Der Anderungsbescheid vom 14.09.2018 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides

vom 1g.12.20.18 stellt sich zur Auffassung der Kammer insoweit als rechtswidrig dar und

ver etzt den K]äger in seinen Rechten, als ein Heizkostenguthaben berÜcksichtigt wurde,

welches der Kläger in Zeiten selbst ,euirtschaftet" hat, in denen er nicht im Leistungsbe-

zug stand.

a. Der Anderungsbescheid ist in formeller Hinsicht nicht zu beanstanden Eine Anhörung

gem. § 24 Abs, 1 SGB X war aufgrund von § 24 Abs. 2 Nr.5 SGB X nicht erforderlich,

weil eine einkommensabhängige Leistung den geänderten Verhältnissen, nämlich der Er-

zielung von Einkommen durch die Heizkostenerstattung, angepasst wurde (vgl. BSG, Urt.

uom '16.10.2012, B 14 AS 1 88/1 1 R, juris, Rdnr. 8).

b. Die materiellen Voraussetzungen für den Anderungsbescheid nach § 40 Abs. 1, Abs. 2

Nr. 3 SGB ll, § 48 Saa 1, Satz 2 Nr. 3 SGB X und § 330 Abs. 3 Salz'l Drittes Buch Sozi-

algesetzbuch (Arbeitsförderung - SGB lll) sind nur zu einem geringen Teil erfüllt.
'-ri;:..

,:r'.
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Der teilweise aufgehobene Bewillig ungsbescheid vom 26.05.2018 war ein verwaltungsakt

mit Dauerwirkung. In den tatsächlichen Verhältnissen, die bei seinem Erlass vorgelegen

haben, ist auch eine wesentliche Anderung eingetreten, weil der Kläger durch die Heiz-

koslenerstattung am 12.09.2018 Einkommen ezielt hat; dies.iedoch nicht in dem vom

Beklagten angenommenen Umfang (dazu unten c.)' Diese Einkommensezlelung ist nach

dem Erlass des Bewillig ungsbescheides erfolgt und fÜhrte zu einer Minderung des An-

spruchs des Klägers auf laufende Leistungen für Unterkunft und Heizung (§ 48 Abs l

Satz 2 Nr. 3 SGB X). Mit dem beklagten Jobcenter hat die zuständige Behörde gehandelt

(vgl. § 48 Abs. 4, § 44 Abs. 3 SGB X) und auch die Fristerfordernisse wurden eingehalten

(§ 43 Abs. 4, § 44 Abs. 4, § 45 Abs. 3 Satz 3 bis 5, Abs. 4 Salz 2 SGB X)' Ermessen war

seitens des Beklagten nicht auszuÜben, sondern der Bewilligungsbescheid war zwingend

mit Wirkung vom Zeitpunkt der Anderung der Verhältnisse aufzuheben (§ 40 Abs. 2 Nr. 3,

§ 330 Abs. 3 Satz 1 SGB lll).

c. ob und umfang des anzurechnenden Einkommens aufgrund der Heizkostenerstattung

folgt aus s 22 Abs. 3 SGB ll i.d.F. des Art. 1 Nr. 20 lit. b des Neunten Gesetzes zur Ande-

rung des zweiten Buches sozialgesetzbuch - Rechtsvereinfachung - sowie zur vorüber-

gehenden Aussetzung der lnsolvenzantragspflicht vom 26,062016 Danach mindern

Rückzahlungen und Guthaben, die dem Bedarf für Unterkunft und Heizung zuzuordnen

sind, die Aufwendungen für Unterkunft und Heizung nach dem Monat der Ri:ckzahlung

oder der Gutschrift; Rückzahlungen die sich auf die Kosten für Haushaltsenergie oder

nicht anerkannte Aufwendungen für unterkunft und Heizung beziehen, bleiben außer Be-

tracht.

Die vorausselzungen des § 22 Abs. 3 Hs. 1 SGB ll sind aufgrund der Heizkostenabrech-

nungdesehemaligenVermietersundderZahlungdesErstattungsbetragesaufdasKonto

des Klägers am 12.0g.2018 erfüllt. Jedoch beziehen sich die Rückzahlungen zur Über-

zeugungdererkennendenKammerzumgrößtenTeilauf,,nichtanerkannteAufwendun-

gen"fürHeizungimsinnedesHs.2derVorschriflUndhabendaheraußerBetrachtzu

bleiben.

lm Gegensatz zur Rechtslage nach § 22 Abs' 3 SGB ll a'F' und der Vorg ängervorschrift

des§22AbS.lsatz4SGBlla.F.,aufderenGrundlagediebisherigenEntscheidungen
des Bundessozialgerichfs ergangen sind (vgl' nur Urteile vom 22'03'2013' B 4 AS 139i11

R, juris, Rdnr. 19 f. und vom 12.12.2013, B 14 AS 83112 R' juris' Rdnr' 15)' sieht § 22

Abs.3nachderNeuregelungvor,dasszumindestteilweiseberÜcksichtigiwerdensoll'

wiedasEinkommenerwirtschaftetwurde.EntgegenderAuffassungdesBeklagtensind

''.,
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daher die früheren Entscheidungen der BSG nicht mehr unmittelbar auf die Neufassung

der Norm zu übertragen.

Die Auslegung, dass unter nicht anerkannte Aufwendungen auch solche Aufwendungen

fallen, die ein später Leistungsberechtigter außerhalb des Leistungsbezuges getätigt hat,

foigt für die Kammer aus einer verfassungskonformen Auslegung der neu gefassten Vor-

schrifl.

Diese Auslegung würde zur Auffassung der Kammer ledoch eine sachlich nicht gerechl

fertigte Ungleichbehandlung von Leistungsberechtigten einerseits darstellen, die ein.Gut-

haben durch ,Eigenmittel" aus der Regelleistung und solchen, die ein Guthaben durch

außerhalb des Leistungsbezuges eingenommene Mlttel enarirtschaftet haben. Sie vermag

rm Lichte des Gleichheitssatzes des Art. 3 Abs. 1 Grundgesetz (GG) nicht zu überzeugen.

Der allgemeine Gleichheitssatz fordert für eine gesetzliche Unterscheidung den ,,sachlich

oder sonstwie einleuchtenden, den rechtfertigenden Grund für die jeweilige Rechtsfolge"

(vgl. P. Kirchhof in: Maunz/Dürig, Grundgesetz-Kommentar, Werkstand: 87. EL Mäz
2019, Rdnr. 75 zu Ad...3 m.w.N.). Der Gleichheitssatz ist verlelzt, wenn der Gesetzgeber

eine Gruppe anders behandelt als eine andere, obwohl zwischen den Gruppen keine Un-

terschiede von solcher Art und solchem Gewicht vorliegen, dass diese eine unterschiedli-

Nach dem Willen des Gesetzgebers, sichtbar aus der Gesetzesbegründung (vgl. BT-Drs.

18/8041 , S. 40), wird nach der Wiedergabe des Wortlauts der Vorschrift als Regelbeispiel

auf. die Situation abgestellt, dass Leistungsberechtigte den nicht anerkannten Teil der

Aufwendungen eigenverantwortlich aus dem Regelbedarf oder aus vorhandenem Ein-

kommen oder Vermögen erbringen. Es sei unbillig, wenn ein Teil der Rückzahlung oder

des Guthabens auch den anerkannten Teil der Bedarfe mindere, soweit der rückge2ahlte

Belrag der Höhe nach zuvor erbrachten Eigenmitteln entspreche. Damit klingt an, dass

die Herkunft der Guthaben nur dann zu berücksichtigen sei, wenn diese während laufen-

den Leistungsbezuges und nach Vollzug einer Kostensenkungsaufforderung seilens des

kommunalen Trägers aus Mitteln des Leistungsberechtigten, sei es aus dem Regelbedarf

oder anderen Eigenmitteln, erwirtschaflet worden sind (so auch die Kommentarliteratur,

vgl. etwa Luik in: Eicher/Luik, SGB 11,4. Auf|.2017, Rdnr. 171 zu § 22 einerseits und

Rdnr. 175 zu § 22 andererseits; Gagel, SGB ll / SGB lll, Werkstand: 74. EL Juni 2019,

Rdnr. 96 zu § 22 SGB ll einerseits und Rdnr. 97 zu § 22 SGB ll andererseits). ln diesem

Sinne wäre die Lesart des § 22 Abs. 3 Hs. 2 Fall 2 SGB ll diejenige, dass nur Rückzah-

lungen, die sich auf beantragte, jedoch nicht anerkannte Aufwendungen für Unterkunft

und Heizung beziehen, außer Betracht zu bleiben hätten.
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che Behandlung rechtfertigen kÖnnten (vgl. BVerfGE 100, 195, 205; st' Rspr' des Bun-

desverfassungsgerichts).

Nach diesen Grundsätzen wilrde eine Auslegung im oben genannten sinne zu einer Ver-

letzung des Gleichheitssatzes führen. wenn der Gesetzgeber postuliert, dass es eine un-

billigkeit darstellt, Rückzahlungen (und Guthaben) als Einkommen anzurechnen, 
. 
die sich

auf während Leistungsbezuges vom Leistungsträger nicht anerkannte Aufwendungen be-

ziehen, weil die kommunalen Träger damit RÜckgritf auf Eigenmittel der Leistungsberech-

tigten nehmen, ist nicht einzusehen, warum Rückzahlungen (und Guthaben) ohne weite-

res als Einkommen angerechnet werden kÖnnen, wenn sie auf außerhalb des. Leistungs-

bezuges getätigte Vorauszahlungen zuruckgehen. Für diese gilt umso mehr, dass sie auf

erbrachten Eigenmitteln der Leistungsberecht,gten beruhen, nämlich auf Mitleln, die in der

Regel durch ihre eigene Erwerbsarbeit erwirtschaftet worden sind.

Eine verfassungskonforme Auslegung der Vorschrift muss daher alle Fälle erfassen, in

denen Rückzahlungen und Guthaben sich auf nicht vom kommunalen Träger finanzierte

Aufwendungen für unterkunft und Heizung beziehen. Die Rilckausnahme von der grund-

sätzlichen Anrechnung erstreckt sich nach der hier für riclrtig gehaltenen Auslegung somit

auf Rückzahlungen und Guthaben, die vom Leistungsträger nicht berücksichtigt oder fÜr

die keine Leistungen erbracht worden waren.

Diese Auslegung rjberspannt auch nicht den Rahmen des wortlauts der Vorschrift' unter

,,nicht anerkannte Aufwendungen für unterkunft und Heizung" Iassen sich nach dem all-

gemeinen sprachgebrauch ohne weiteres auch solche Aufwendungen fassen, die nicht

zuvor bei einem Leistungsträger beantragt worden waren.

Nicht anerkannt in diesem Sinne war im vorliegenden Fall der Anteil der Rückzahlung von

Heizkosten an den Kläger, der auf Zeiträume zurückgeht, in denen er nicht im Leistungs-

bezug gestanden hat, vorliegend betreffend den Abrechnungszeitraum 2017 also die Ka-

lendermonate Januar bis November 2017 und ein Anteil im Kalendermonat Dezember

2017. Dieser Anteil ist, da im Falle des Klägers die unterkunftskosten vollumfänglich be-

rücksichtigt, aber aufgrund Einkommens des Klägers nur teilweise Leistungen für sie er-

brachtwordensind,nachdemBruchteilderLeistungserbringungzUerrechnen.Dies

ergibt sich daraus, dass die Bedarfe für unterkunft und Heizung als einheitliche Leistung

erbrachtwerdenundbeiderEinkommensanrechnungnichtnaohNettokaltmiete,BetrlebS.

und Heizkosten unterschieden wird. Der Beklagte hat iür Dezember 2017 nach Einkom-

mensanrechnung einen Teilbetrag an Kosten für Unterkunft und Heizung in Höhe von

213,47 €von einer vom Kläger zu bezahlenden Gesamtmiete in Höhe von 392'90 € er-

stattet. Dies entspricht einem prozentualen Anteil von (gerundet) 54 o/o' Damil sind für ei-

'.. ,:
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nen Anteil von 46 o/o der Heiz- und Belriebskosten im Dezember 2017 keine Leislungen

erbrachl worden und ist zu diesem Anteil die Rückzahlung anrechnungsfrei.

lnsgesamt beziehen sich von der Heizkoslenrückzahlung 11112, also 91,6 % zuzüglich

46 % von 1t12, also 3,8 o/o des Jahresbetrages für Dezember 20'17 , auf nicht vom Beklag-

ten anerkannte Aufwendungen filr Unterkunft und Heizung. Anrechenbar sind folglich le-

diglich 4,6 % der Heizkostenrückzahlung, rnilhin 22,25 €. Zu diesem Anteil waren die An'

rechnung und folglich auch der angegriffene Anderungsbescheid, rechtmäßig und verietz-

ten den Kläger nicht in seinen Rechten.

4. Die identischen Überlegungen führen auch zu einer teilweisen Rechtswidrigkeit des

Anderungsbescheides vom 15.11.2018 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom

19.12.2018. Auch hier ist lediglich ein Anteil in Höhe vbn 4,6 o/o det Erstattung anrechen-

bar. Das macht gerundet einen Betrag in Höhe von 1 ,1 8 € aus.

5. Die Kostenentscheidung folgt aus § 193 SGG und entspricht im Ergebnis dem Ausgang

des Rechtsstreits.

6. Die Berufung und Revision waren zuzulassen, weil die Rechtssache grundsätzliche

Bedeutung hat im Sinne der §§ 144 Abs. 2 Nr. 1 und § 160 Abs. 2 Nr. 1 SGG. Die bisheri-

ge Rechtsprechung des Bundessozialgerichts zu der streitentscheidenden Frage, ob bzw.

in welchem Umfang für die Anrechnung einer Rückzahlung oder eines Guthabens nach

§ 22 Abs. 3 SGB ll auf die Herkunft der Mittel abgestellt werden muss' aus denen diq Vo-

rauszahlungen erbracht worden sind, ist zur Rechtslage vor dem Neunten Geselz zur An-

derung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch - Rechtsvereinfachung - ergangen. Zur

neuen Rechtslage existiert, soweit ersichtlich, noch keine höchstrichterliche Rechtspre-

chung.

,j:
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Rechtsmittelbelehrung

Diese Entscheidung kann mit der Berufung oder - wenn deI Gegner schriftlich zustimmt - mit der

Revision angefochten werden.

A. Berufung

Die Berufung ist innerhalb eines Monats nach zustellung der Entscheidung beim Bayer.. Landesso-

,t"fguri.hi iri*igstiaße 15, 80539 Mtinchen, oder bei ler Zweigstelle des Bayer. Landessozial-

l-ründ, nusteruä rg 2.97li1Schweinfurt, schriftlich oderzur Niederschrift des Urkundsbeamten

äer Goschäftsstel6-oder beim Bayer. Landessozialgericht in elektronischer Form einzulegen.

Oie Berufungsffist ist auch gewahrt, wenn die Berufurig innerhalb der Frist beim Sozialgericht Bay-

reutir, Luawig-f noma-Straß! 7, 9Si47 Bayreuth, schriitlich oder zur Niederschrift des Urkundsbe-

amten der Gäschäftsstelle oder beim Sozälgericht Bayreuth in elektronischer Form eingelegt wkd.

Die elektronische Form wird durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments gewahrt, das fÜr

die Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und

- von der verantwortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist oder

- von der verantwortenden Person Signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg

9em. § 65a Abs. 4 SozialgerichtsgeseE (SGG) eingereicht wird'

weitere voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und zur qualifizierten

etet<troniscfren Slgnatui, ergeben sich aus der Veroidnung über die technischen Rahmenbedin-

tunj"n 0"" 
"t"f 

tänischenhechtsverkehrs und über das. besondere elektronische Behördenpost-

äci:-(Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERW) in der jeweils gültigen Fassung.

Die Berufungsschrift soll die angefochtene Entscheidung bezeichnen, einen bestimmten Antrag

"nti,"tt"n 
,n-a die zur Begründu-ng der Berufung dienenden Tatsachen und Beweismittel angeben.

Der Berufungsschrift und allen folgenden schriltsätsen sollen Abschriften fär die übrigen Beteilig-

ten beigef0gi werden: dies gilt nicht im Rahmen des elektronischen Rechtsverkehrs

B. Revision

l. Die Revision ist von einem bei dem Bundessozialgericht zugelassenen Prozessbevollmächtigten

inn"it 
"tU 

eines Monats nach Zustellung der Entscieidung sChriftlich oder in elekfonischer Form

O"i. Auna"ssozialgericht einzulegen. S'ie muss bis zum Ablauf der Monatsfrist beim Bundessozi-

äfgäri.t t 
"ing"gung-en 

sein und dü angefochtene Entscheidung bezeichnen. Die schriftliche Zu-

stihmung de1 öegners ist der Revisionsschrift beizufügen

Die Einlegung der Revision und die zustimmung des Gegners gelten als vezicht auf die Berufung'

Die Revision in schriftlicher Form ist zu richten an das Bundessozialgericht, G_raf-Bernadotte-Platz

ä eal19 Xärr"r uzw. das Bundessoziatgericht, 341 14 Kasset (nur Brief und Postkarte).

Die elektronische Form wird durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments gewahrt, das for

die Bearbeitung durch das Gericht geelgnet ist und

- von der verantwortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist oder

- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg

gL.. § Os" Abs. 4 §ozialgerichtsgeletz (SGG) eingereicht wird'

WeitereVoraussetzungen,insbesonderezudenzUgelassenenDateiformatenundzurquali'izierten
elektronischen Signatur, urg"u"n'.i;iä,. o"|. v"|.oion'ng 0ber die technischen Rahmenbedln'

gungen des elektronischen nedrtsveireniJund üoer das-besonoere elektroni§che Behördenpos!

fach (ElektronischecnecntsverreiiV;;;td.;;g - LRw) in 0", i"w"ils gültigen Fassung' Informa-

!"
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tionen hierzu können über das lnlernetportal des Bundessozialgerichts (www.bsg.bund.de) abgeru-
fen werden.

Als Prozessbevollmächtigte sind nur zugelassen

1. Rechtsanwälte,
2. Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannlen Hochschule eines l\4itgliedstaates

der Europäischen Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, die die Befähigung zum Richteramt besitzen,

3. selbstständige Vereinigungen von Arbeitnehmem mit sozial- oder berufspolitischer zweckset-
zung fur ihre Mitglieder,

4. berufsständische Vereinigungen der Landwirtschaft fi.lr ihre Mitglieder,
5. Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie ZusammenschlÜsse solcher Ver'

bände für ihre Mitglieder oder for andere Verbände oder Zusarnmenschlüsse mit vergleichbarer
Ausrichtung und deren Mitglieder,

6. Vereinlgungen, deren satzungsgemäße Aufgaben die gemeinschaftliche lnteressenvertretung,
die Beratung und Vertretung der Leistungsempfänger nach dem sozialen Entschädigungsrecht
oder der behinderten Menschen wesentlich umfassen und die unter Berücksichtigung von Ad
und Umfang ihrer Tätigkeit sowie ihres Mitgliederkreises die Gewähr für eine sachkundlge Pro-

zessverlretung bieten für ihre Mitglieder,
7. juristische Personen, deren Anteile sämtlich lm wirtschaftlichen Ergentum einer der in den Nrn.

3 bis 6 bezeichneten Organisationen stehen, wenn die juristische Person ausschließlich die
Rechtsberatung und Prozessvertretung dieser Organisation und ihrer Mitglieder oder anderer
Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder ent-
sprechend deren Satzung durchfilhrt, und wenn die Organisation frlr die Tätigkeit der Bevoll-

mächtigten haftet.

Die Orgenisationen zu den Nrn. 3 bis 7 mossen durch Personen mit Befähigung zum Richteramt
handeln.

Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfül-
lung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschl0sse sowie private Pflegeversiche'
rungsunternehmen können sich durch oigene Beschäftigte mlt Befähigung zum Richteramt oder
durch Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder iuristischer Personen
des öffentlichen Rechts elnschließlich der von ihnen zur Erfilllung ihrer Öffentlichen Aufgaben ge-

bildeten Zusammenschlüsse ve(reten lassen. Ein Beteiligter, der nach Maßgabe der Nrn. 1 bis 7
zur Verlretung berechtigt ist, kann sich selbst vertreten.

Die Revlsion ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung der Entscheidung von einem zuge-
lassenen Prozessbevollmächtigten schriftlich oder in elektronischer Form zu begründen. Die Be-
grondung muss einen bestimmten Ankag enthalten und die verletzte Rechtsnorm bezeichnen.

Die Revision kann nur darauf gest0tzt werden, dass die angefochtene Entscheidung auf deiVer-
letzung einer Vorschrift des Bundesrechts oder einer sonstigen im Bezirk des Berufungsgerichls
geltenden Vorschrift beruht, deren Geltungsbereich sich über den Bezirk des Berufungsgerichts
hinaus erstreckt. Auf Mängel des Verfahrens kann die Revision nicht gestützt werden.

ll. Erläuterungen zur Prozesskostenhllfe

Für die Revision vor dem Eundessozialgericht kann ein Beteiligter Prozesskostenhilfe zum Zwecke
der Beiordnung eines Rechtsanwalts beantragen.

Der Antrag kann von dem Beteiligten persönlich gestellt werden; er ist beim Bundessozialgericht
schriftlich oder in elektronlscher Form einzureichen oder mündlich vor dessen Geschäftsstelle zu
Protokoll zu erklären.

Dem Antrag sind eine Erklärung des Beteiligten tiber seine persönlichen und wirtschaftlichen Ver-
hältnisse (Familienverhältnisse, Beruf, Vermögen, Einkommen und Lasten) sowie entsprechende
Belege beizufügen; hierzu ist der für die Abgabe der Erklärung vorgeschriebene Vordruck zu
benulzen. Der Vordruck ist kostenfrei bei allen Gerichten erhältlich. Er kann auch Uber das lnter-
netportal des Bundessozialgerichts (www. bsg. bund.de) heruntergeladen und ausgedruckt werden.

..'.,1
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wird prozesskostenhilfe bereits tür die Einlegung der Revision begehrt, so müssen der Antrag.und

ä" 
-eifräirrg 

üb"i Aie persontichen-unJ*irticnäftficn"n Verhaltnitse nebst den Belegen innerhalb

iL, Eriiiiü, üi. ei.legjng der Revision beim Bundessoziatgericht etngegangen sein.

Ist dem Beteiligten Prozesskostenhilfe bewilligt worden.und macht er von seinem Recht, einen

Rechtsanwalt iu wählen, keinen Gebrauch, viird auf seinen Antrag der beizuordnende Rechtsan-

walt vom Bundessozialgericht ausgewählt.

C, Ergänzende Hinweise

Der Berufungs- oder Revisionsschrift und allen folgenden schriftsätzen sollen Abschriften für die

Io-,iü ä"iälägr* o"ig;rugt werd; öai eunoe.iori"tgericht bittet darüber hinaus um zweiwei-

iereäoschritte-n: dies g'ilt nicht im Rahmen des elektronischen Reghtsverkehrs'

Dr, Steiner


